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Antrag 

der Abgeordneten Verheugen, Dr. Ehmke (Bonn), Voigt (Frankfurt), Toetemeyer, 
Dr. Hauchler, Dr. Kühler, Dreßler, Lambinus, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Erklärung des Deutschen Bundestages zur Lage in Südafrika 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts des erneut verhängten Ausnahmezustands in Süd- 
afrika imd der Massenverhaftungen von Apartheidsgegnem; 

angesichts der weiteren Eskalation der Gewalt und der immer 
größer werdenden Zahl von Todesopfern in Südafrika; 

angesichts des Fortbestands des Apartheid-Systems in Südafrika 
mit millionenfachen, täglichen Menschenrechtsverletzungen; 

angesichts der andauernden illegalen Besetzung Namibias durch 
Südafrika und der bewußten Verhinderung freier Wahlen zur 
Herstellvuig der Unabhängigkeit Namibias durch die Republik 
Südafrika; 

angesichts der Gefahr für den Frieden und die Stabilität im 
gesamten südlichen Airika, die zuletzt in den militärischen 
Angriffen Südafrikas auf Botswana, Sambia und Zimbabwe sicht- 
bar geworden ist, 

erklärt der Deutsche Bundestag: 

Das Apartheid-System in Südafrika ist die Ursache der Gewalt 
luid des Unfriedens im südlichen Afrika. Nur seine vollständige 
Abschaffung ermöglicht einen friedlichen Wandel in Südafrika, 
die Verwirklichung der Unabhängigkeit Namibias imd eine fried- 
üche Entwicklung der übrigen Staaten der Region. Die Politik der 
Regierung der Repubhk Südafrika verschärft die Probleme, statt 
sie zu lösen. Eine grundlegende Ändenmg dieser Politik ist nötig, 
wenn ein unabsehbares Blutbad in Südafrika noch verhindert 
werden soll. 

Deshalb richtet der Deutsche Bimdestag an die Regierung der 
Republik Südafrika in tiefer Besorgnis einen ernsten und dringen- 
den Appell zur Umkehr. Der Deutsche Bundestag fordert die 
südafrikanische Regierung auf: 

— den Ausnahmezustand sofort wieder aufzuheben und die Ver- 
hafteten freizulassen; 
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— den Weg zu einem friedlichen Übergang zu einer gerechten, 
freiheithchen und demokratischen Ordnung für alle Men- 
schen in Südafrika zu ebnen imd in dieser Absicht das Apart- 
heid-System abzuschaffen und volle pohtische, soziale und 
kulturelle Gleichberechtigimg zu gewähren; 

— den Unabhängigkeitsprozeß für Namibia entsprechend der 
Sicherheits-Resolution 435 nicht länger zu behindern imd mit 
den Staaten der Region eine dauerhafte Friedensordnung zu 
schaffen; 

— Nelson Mandela und alle pohtischen Gefangenen freizu- 
lassen; 

— die freie imd ungehinderte Betätigung der pohtischen Organi- 
sationen der Bevölkerungsmehrheit zuzulassen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
gemeinsam mit ihren Verbündeten in der Europäischen Gemein- 
schaft und in den Vereinten Nationen für wirkungsvollen poh- 
tischen und wirtschafthchen Druck auf Südafrika zu sorgen. 
Angesichts der herausragenden Rohe der Bundesrepubhk 
Deutschland als Wirtschaftspartner Südafrikas hält der Deutsche 
Bundestag auch ausgewählte, rücknehmbare nationale Ein- 
schränkungen des Kapitalverkehrs und des Handels zwischen der 
Bundesrepubhk Deutschland und Südafrika für erforderhch imd 
fordert die Bundesregierung auf, geeignete Maßnahmen zu er- 
greifen. 

Der Deutsche Bundestag erklärt seine Sohdarität mit den Men- 
schen, die in Südafrika und Namibia für ihre Freiheit kämpfen 
und fordert die Bundesregierung zur Zusammenarbeit mit den 
Befreiungsbewegungen ANC und SWAPO sowie mit aUen Grup- 
pen auf, die in Südafrika und Namibia Rassismus und Koloniahs- 
mus beenden woUen. 

Bonn, den 16. Juiü 1986 
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